
 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (UVEK) 
 
Eingereicht per Mail an: finanzierung@bav.admin.ch 
 
 
Bern, 10. August 2026 
 
Stellungnahme zur Änderung des Güterverkehrsverlagerungsgesetzes und 
zum Bundesbeschluss über den Zahlungsrahmen für die Förderung des al-
penquerenden Schienengüterverkehrs 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der VCS Verkehrs-Club der Schweiz bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 
 
Gegenstand der Vorlage sind die Anpassung des Güterverkehrsverlagerungsgesetzes 
(GVVG), die entsprechende Anpassung der Gütertransportverordnung (GüTV) sowie ein 
neuer Zahlungsrahmen von 486 Millionen Franken für die Förderung des alpenqueren-
den Schienengüterverkehrs in den Jahren 2027 bis 2035. Damit soll der alpenquerende 
unbegleitete kombinierte Verkehr (UKV) weiterhin finanziell unterstützt und die Förde-
rung flexibler gesteuert werden können. 

Die Schweizer Güterverlagerungspolitik steckt in einer Krise  
Der Bund ist gemäss Artikel 84 der Bundesverfassung verpflichtet, die Bevölkerung und 
die Umwelt im Alpenraum vor den negativen Auswirkungen des Transitverkehrs zu 
schützen und den alpenquerenden Güterverkehr auf die Schiene zu verlagern. Seit Jahr-
zehnten missachten Bundesrat und Parlament diesen Verfassungsauftrag. Die Zahl der 
alpenquerenden Lastwagenfahrten liegt deutlich über dem gesetzlichen Verlagerungs-
ziel von höchstens 650'000 Fahrten pro Jahr und steigt seit vier Jahren wieder an. Im 
Jahr 2025 fuhren rund 960'000 Lastwagen durch die Schweizer Alpen. Am Simplon, dem 
einzigen Schweizer Alpenpass, auf dem auch Gefahrgut transportiert wird, überschritt 
die Zahl der Lastwagenfahrten 2025 erstmals die Marke von 100'000 pro Jahr. Mit dem 
Ende der Rollenden Landstrasse Ende 2025 verschärfte sich diese Entwicklung weiter. 
Bereits 2026 werden voraussichtlich wieder mehr als eine Million Lastwagen die Schwei-
zer Alpen queren. Statt den Alpenschutz konsequent umzusetzen, entfernen sich der 
Bundesrat und das Parlament zunehmend vom Verfassungsauftrag und dem Verlage-
rungsziel.  
 
Die Belastung im Alpenraum steigt wieder an 
Die von Volk und Ständen mehrfach beschlossene und in der Bundesverfassung veran-
kerte Verlagerungspolitik dient nicht der Erreichung einer abstrakten Kennzahl, son-
dern dem Schutz der Bevölkerung und der Umwelt im Alpenraum. Mehr Lastwagen be-
deuten für die Menschen entlang der Transitachsen mehr Lärm, mehr Luftschadstoffe 
und mehr Belastung durch den Verkehr. Besonders in den engen Alpentälern wirken 
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sich die negativen Folgen des Transitverkehrs direkt auf die Lebensqualität der Bevölke-
rung aus. Gleichzeitig geraten sensible Ökosysteme im Alpenraum unter zusätzlichen 
Druck. So breitet sich Verkehrslärm in engen Alpentälern überdurchschnittlich aus und 
Luftschadstoffe konzentrieren sich deutlich stärker als im Flachland.  
 

Die aktuell zu beobachtende Rückverlagerung auf die Strasse ist ver-
fassungswidrig und politisch verursacht 
Die steigenden Lastwagenzahlen durch die Alpen sind die Folge einer aktuell ungenü-
genden Güterverlagerungspolitik. Der Strassengüterverkehr trägt seine Umwelt-, 
Klima-, Gesundheits- und Infrastrukturkosten weiterhin nicht verursachergerecht. Allein 
im Jahr 2021 verursachte der Schwerverkehr in der Schweiz externe Kosten von mehr 
als 4 Milliarden Franken, während die Einnahmen aus der LSVA lediglich rund 1 Milli-
arde Franken betrugen. Laut Zahlen des Bundes gibt der Güterschwerverkehr in der 
Schweiz Kosten von jährlich über 3 Milliarden Franken an die Allgemeinheit ab. Gleich-
zeitig wird die Schiene durch infrastrukturelle Engpässe daran gehindert, ihr Potential 
auszuschöpfen. Die Rückverlagerung auf die Strasse ist deshalb die Folge politischer 
Entscheide, welche die Wettbewerbsposition des Lastwagens stärken und jene der 
Schiene schwächen. 
 
Das Parlament und der Bundesrat verweigern die Umsetzung des verfassungsmässi-
gen Verlagerungsauftrags auf mehreren Ebenen: 
 

• Bedeutungsverlust der LSVA: Die LSVA wurde geschaffen, um Kostenwahrheit 
im Güterverkehr zu schaffen und die Verlagerung auf die Schiene zu fördern. 
Der Strassengüterverkehr trägt seine Umwelt-, Klima-, Gesundheits- und Infra-
strukturkosten weiterhin nur in völlig ungenügendem Ausmass. Die Strasse wird 
dadurch faktisch indirekt vom Bund subventioniert. Dieses politische Versagen 
fügt sich in eine europäische Verkehrspolitik ein, die den Strassengüterverkehr 
ebenfalls unzureichend mit seinen verursachten Kosten belastet. Dadurch ver-
fügt die Strasse entlang der gesamten Nord-Süd-Achse über politisch tolerierte 
Wettbewerbsvorteile gegenüber der Schiene. 
 

• Fehlende Verlagerungsstrategie im nicht alpenquerenden Verkehr: Gleich-
zeitig darf sich die Verlagerungspolitik nicht auf den Transitverkehr beschrän-
ken. Der inländische Strassengüterverkehr gewinnt zunehmend an Verkehrsan-
teil, auch aufgrund politischer Versäumnisse in der Ausgestaltung der Rahmen-
bedingungen für den Schweizer Schienengüterverkehr. Die Schweiz braucht ins-
gesamt eine kohärente Strategie mit dem klaren Ziel, Güter im gesamten Land 
stärker auf die umweltfreundliche Schiene zu verlagern.  
 

• Defizite bei der Infrastruktur: Schliesslich braucht die Schweiz eine leistungs-
fähige Schieneninfrastruktur inklusive deren Anbindung ans europäische Aus-
land. Dazu gehört ein verstärkter Druck auf die Nachbarstaaten für den raschen 
Ausbau der Zuläufe zur NEAT. 
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Solange der Strassengüterverkehr seine Kosten nicht verursachergerecht trägt, die 
LSVA als Verlagerungsinstrument durch Bundesrat und Parlament unnötig geschwächt 
und zentrale Schieneninfrastrukturen nicht ausreichend leistungsfähig sind, bleibt die 
Schiene strukturell benachteiligt. Die Betriebsabgeltungen für den transalpinen UKV 
gleichen einen Teil der Wettbewerbsverzerrung aus. 

Die Vorlage verhindert Schlimmeres, schafft aber keine Trendwende 
Der Bundesrat hält selbst fest, dass die vorgeschlagenen Massnahmen der Gesetzesän-
derungen GVVG im besten Fall eine weitere Rückverlagerung auf die Strasse verhindert. 
Die Vorlage wird nicht ausreichen, um eine Trendwende herbeizuführen, geschweige 
denn, um den verfassungsmässigen Verlagerungsauftrag zu erfüllen. Die vorgeschla-
gene Gesetzesänderung beziehungsweise die Betriebsabgeltungen für den alpenque-
renden UKV sind zwar ein notwendiger, in der aktuellen Form aber unzureichender 
Ausgleich für die strukturellen und politisch verursachte Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen Strasse und Schiene. Der VCS fordert den Bundesrat dazu auf, folgende Ver-
besserungen vorzunehmen. 
 
1) GVVG Art. 8 Abs. 1: Erhalt der Erwähnung des Verlagerungsziels 
Die Förderung des alpenquerenden Schienengüterverkehrs diente bisher der Errei-
chung des gesetzlichen Verlagerungsziels (GVVG, Art. 3 Abs. 1). Der Zielbezug der För-
dermassnahme muss weiterhin ausdrücklich im Gesetz festgehalten werden. Er stellt 
sicher, dass die Fördermassnahme nicht als Selbstzweck oder als blosse Unterstützung 
von Eisenbahnverkehrsunternehmen verstanden werden, sondern der Erreichung des 
Verlagerungsziels dienen. Es besteht kein sachlicher Grund, diesen Zusammenhang aus 
dem Gesetz zu streichen. Seine Streichung würde die Verbindlichkeit der Verlagerungs-
politik weiter schwächen und suggerieren, dass die Fördermassnahme nicht mehr auf 
die Erreichung des Verlagerungsziels ausgerichtet ist. 
 
2) GVVG Art. 8 Abs. 2: Streichung der jährlichen Abnahme nach 2030 
Die vorgesehene Abnahme der Betriebsabgeltungen ab 2030 geht von der Annahme 
aus, dass sich die Wettbewerbsbedingungen der Schiene laufend verbessern. Davon 
kann heute keine Rede sein. Im Gegenteil: Das Parlament wird sich voraussichtlich im 
Herbst 2026 dafür aussprechen, dass schwere elektrische Nutzfahrzeuge bis 2031 voll-
ständig von der LSVA befreit und bis 2035 mit hohen Mindestrabatten begünstigt wer-
den sollen. Gleichzeitig profitiert der Strassengüterverkehr weiterhin von einer erhebli-
chen Unterdeckung seiner externen Kosten. Die Strasse wird zukünftig weiter stark 
durch LSVA-Rabatte subventioniert. Hinzu kommt, dass zentrale Schieneninfrastruktu-
ren auf den internationalen Zulaufstrecken zur NEAT weiterhin nicht ausreichend aus-
gebaut sind und der Bund diesen unbefriedigenden Zustand faktisch akzeptiert.  
 
Solange die Strasse ihre Kosten nicht verursachergerecht trägt und die Schiene mit inf-
rastrukturellen Engpässen konfrontiert bleibt, braucht es als Ausgleich politische Mass-
nahmen zugunsten des Schienengüterverkehrs. Vor diesem Hintergrund ist es unver-
ständlich, die jährlich abnehmende Unterstützung des alpenquerenden Schienengüter-
verkehrs im Gesetz festzuhalten. Vielmehr muss der Bundesrat die Möglichkeit für eine 
Aufstockung bei rückläufigen Verlagerungszahlen haben. Konsequenterweise ist Artikel 
8 Absatz 2 zu streichen. 
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3) Notwendige Anpassung des neuen Zahlungsrahmens 
Wird auf die automatische Reduktion der Abgeltungen verzichtet, ist auch der Zah-
lungsrahmen entsprechend anzupassen. Die verfügbaren Mittel müssen einen substan-
ziellen Beitrag zur Erfüllung des Verlagerungsauftrag sicherstellen, statt den verfas-
sungswidrigen Zustand zu stabilisieren.  

Drei Forderungen für mehr Güterverlagerung auf die Schiene 
• Der Zielbezug der Fördermassnahmen ist bei GVVG Artikel 8 Absatz 1 ausdrück-

lich beizubehalten. Die Förderung des alpenquerenden Schienengüterverkehrs 
dient der Erreichung des gesetzlichen Verlagerungsziels. Solange das Verlagerungs-
ziel nicht erreicht wird, braucht es die Möglichkeit einer finanziellen Unterstützung 
des spezifisch alpenquerenden Angebots im UKV als Massnahme der Schweizer Ver-
lagerungspolitik. 
 

• GVVG Artikel 8 Absatz 2 zur jährlichen Abnahme der Betriebsabgeltungen ab 
2030 ist zu streichen. Solange das Verlagerungsziel klar verfehlt wird und die um-
weltfreundliche Schiene gegenüber der Strasse strukturell benachteiligt bleibt, 
braucht es finanzielle Anreize für den alpenquerenden Schienengüterverkehr. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Formulierung würde die notwendige Flexibilität bei 
der Ausgestaltung der Fördermassnahmen einschränken. Sie ist auch überhaupt 
nicht im Einklang mit der Motion 26.3004, die mit dieser Vorlage umgesetzt werden 
soll, wird vom Parlament doch die ersatzlose Streichung der aktuellen Bestimmung 
gefordert:  
- Mo 26.30041,: «Der Bundesrat wird beauftragt, die Fortführung der Betriebsbei-

träge im alpenquerenden Kombinierten Verkehr über das Jahr 2030 zu garantie-
ren. Dabei soll sich der Bundesrat (…) an der im «Bericht über die Verkehrsverla-
gerung Juli 2023-Jui 2025» beschriebenen Variante 3 «Fortführung der finanziel-
len Förderung mit der Streichung der Bestimmung abnehmender Abgeltungen 
je Sendung in Art. 8 Abs. 2 GVVG» orientieren.» (eigene Hervorhebung) 
 

- Mo 25.39492 «Der Bundesrat wird beauftragt, (…) folgende notwendige Schritte 
einzuleiten:  
(…) 
2. (…) die Streichung von Art. 8 Abs. 2 GVVG (…) (eigene Hervorhebung) 

 
Massgebend für die Höhe der Fördermassnahmen müssen die Verkehrsentwick-
lung, die Wettbewerbsbedingungen zwischen Strasse und Schiene sowie die Errei-
chung des Verlagerungsziels sein. 
 

• Der Bund muss die strukturellen Wettbewerbsnachteile der Schiene sofort und 
konsequent abbauen. Dazu gehören insbesondere eine deutliche Erhöhung der 
LSVA und damit ein Ende der indirekten Subventionierung des 

 
1 26.3004 | Revitalisierung der Verlagerung im transalpinen kombinierten Verkehr. Rückverlagerung auf die Strasse 
vermeiden | Geschäft | Das Schweizer Parlament 
2 25.3949 | Mittel für die Verlagerungspolitik sichern | Geschäft | Das Schweizer Parlament 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263004
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263004
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253949
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Strassengüterverkehrs sowie ein rascher Ausbau der internationalen Zulaufstrecken 
zur NEAT. Solange diese Defizite bestehen, bleiben Ausgleich Massnahmen wie die 
UKV-Förderungen notwendig. 

 
Die vorgeschlagene Änderung von Art. 35 GüTV begrüssen wir.   
 
Die konkrete Beurteilung der einzelnen Bestimmungen sowie die beantragten Ände-
rungen sind in der synoptischen Tabelle im Anhang dargestellt. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 
 
Freundliche Grüsse 

Stéphanie Penher 
Geschäftsführerin  
VCS Verkehrs-Club der Schweiz 
 
 
 
 
Anhang: Synoptische Tabelle (VCS) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

VCS Verkehrs-Club der Schweiz 

Aarbergergasse 61, Postfach, 3001 Bern 
Tel. 031 328 58 58, IBAN CH48 0900 0000 4900 1651 0 

www.verkehrsclub.ch, vcs@verkehrsclub.ch 
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Güterverkehrsverlagerungsgesetz GVVG (SR 740.1) 
 

Artikel Neues Recht (VCS) Begründung 
Art. 8 1  Zur Erreichung des Verlage-

rungsziels kann der Bund den 
Eisenbahnverkehrsunterneh-
men und Dritten Beiträge zur 
Förderung des alpenqueren-
den unbegleiteten kombinier-
ten Verkehrs ausrichten. Die 
Beiträge dürfen keine diskrimi-
nierenden Auswirkungen auf 
die Schweizerischen und aus-
ländischen Transportunter-
nehmen im Güterverkehr ha-
ben. 
2 Die Höhe der geplanten Be-
triebsabgeltungen an den al-
penquerenden unbegleiteten 
kombinierten Verkehr nimmt 
ab dem 1. Januar 2030 von 
Jahr zu Jahr ab. 

Zu Absatz 1: Die Förderung des alpenquerenden UKV 
dient der Erreichung des gesetzlichen Verlagerungs-
ziels. Dieser Zielbezug ist bereits heute im Gesetz ver-
ankert und hat weiterhin volle Berechtigung. Seine 
Streichung wäre Ausdruck einer Verlagerungspolitik, 
die sich mit der Stabilisierung eines gesetzeswidrigen 
Zustands zufriedengibt, statt das auf der Verfassung 
Art. 84 beruhende Ziel von höchstens 650'000 alpen-
querenden Lastwagenfahrten durchzusetzen. 
 
Zu Absatz 2: Streichen. Solange die Schiene gegenüber 
der Strasse strukturell benachteiligt bleibt, braucht es 
ausreichende Ausgleichszahlungen für den alpenque-
renden UKV. Eine automatische Reduktion der Be-
triebsabgeltungen ab 2030 ist deshalb falsch. Massge-
bend müssen die Verkehrsentwicklungen auf der 
Strasse, die Wettbewerbsbedingungen und schluss-
endlich die Erreichung des Verlagerungsziels sein.  


